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1 DIE MANDANTEN I INFORMATION  

    

Themen dieser Ausgabe, u. a.: 

   

 Sofortabschreibung für digitale Wirtschaftsgüter 

 Sponsoringaufwendungen einer Gemeinschaftspraxis 

 Zahlung von Verwarnungsgeldern als Arbeitslohn 

 Verlängerung der Steuererklärungsfristen und der 
zinsfreien Karenzzeit 

 
 Home-Office-Pauschale und andere Neuerungen 

 Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistun-
gen/Handwerkerleistungen 

 Gehaltstipp: Corona-Bonus wird verlängert 

 

  
  

Ausgabe Nr. 1/2021 
 

  

Sehr geehrte Mandantin,  

sehr geehrter Mandant, 

nachfolgend haben wir in dieser Ausgabe wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und Wirtschaftsrecht für Sie 

zusammengestellt. 

 

 STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT 

 

Unternehmer 

Sofortabschreibung für bestimmte 
digitale Wirtschaftsgüter geplant 

Der Bund und die Länder wollen eine sofortige Abschrei-
bung bestimmter digitaler Wirtschaftsgüter rückwirkend 
zum 1.1.2021 ermöglichen. 

Hintergrund: Nach aktueller Rechtslage können die An-
schaffungs- oder Herstellungskosten geringwertiger Wirt-
schaftsgüter bis zu einem Betrag von 800 € netto sofort 
abgeschrieben werden. Eine Abschreibung über die Nut-
zungsdauer des Wirtschaftsguts über mehrere Jahre ist 
nicht erforderlich. 

Bund Länder-Beschluss: Vor dem Hintergrund der 
Corona-Pandemie haben der Bund und die Länder am 
19.1.2021 beschlossen, eine sofortige Abschreibung be-
stimmter digitaler Wirtschaftsgüter rückwirkend zum 
1.1.2021 zu ermöglichen. Damit sollen etwa die Kosten für 
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Computerhardware und Software zur Dateneingabe und -
verarbeitung künftig im Jahr der Anschaffung oder Herstel-
lung steuerlich vollständig berücksichtigt werden können. 
Begünstigt sein dürften Computer, Laptops, Tablets und 
sämtliche Zubehörgeräte wie z. B. Drucker, Scanner, Bild-
schirme und die zum Betrieb erforderlichen Programme. Es 
liegt nahe, dass sowohl Unternehmer in Form des Be-
triebsausgabenabzugs als auch Arbeitnehmer in Form des 
Werbungskostenabzugs von dem Beschluss profitieren 
sollen. 

Hinweis: Sobald die Details feststehen, werden wir Sie an 
dieser Stelle informieren. 

Sponsoringaufwendungen einer 
Gemeinschaftspraxis 

Sponsoringaufwendungen einer ärztlichen Gemeinschafts-
praxis sind Betriebsausgaben, wenn durch das Sponsoring 
das unternehmerische Ansehen der Arztpraxis gesichert 
oder erhöht wird, indem der Empfänger des Sponsorings 
öffentlichkeitswirksam auf das Sponsoring oder auf die 
unternehmerischen Leistungen der Gemeinschaftspraxis 
hinweist. Dabei ist es unschädlich, wenn der Sponsoremp-
fänger vor allem auf die Tätigkeit und Qualifikation der 
einzelnen Ärzte der Gemeinschaftspraxis hinweist. 

Hintergrund: Betriebsausgaben sind Aufwendungen, die 
betrieblich veranlasst sind. 

Sachverhalt: Die Klägerin war eine ärztliche Gemein-
schaftspraxis im Bereich der Sportmedizin. An ihr beteiligt 
waren die Ärzte K und H. Die Gemeinschaftspraxis erzielte 
im Jahr 2019 Einnahmen in Höhe von ca. 946.000 €. Sie 
sponsorte zwei Sportler mit insgesamt rund 100.000 €. 
Hierfür mussten die Sportler u. a. auf ihrer Sportkleidung 
Logos der Internetadresse der Arztpraxis („Arztpraxis 
XY.de“) tragen; auf der Internetseite wurden vor allem die 
beiden Ärzte K und H vorgestellt. Die Gemeinschaftspraxis 
machte die Sponsoringaufwendungen als Betriebsausga-
ben geltend. Das Finanzamt ging von einer privaten Mit-
veranlassung des Sponsorings aus und beanstandete 
zudem, dass auf der beworbenen Internetseite nicht die 
Gemeinschaftspraxis, sondern die beiden Ärzte K und H 
präsentiert worden seien. 

Entscheidung: Der BFH gab der hiergegen gerichteten 
Klage statt: 

 Die Sponsoringaufwendungen waren betrieblich veran-
lasst. Denn durch das Sponsoring wurde das unterneh-
merische Ansehen der Arztpraxis gesichert bzw. erhöht, 
weil die beiden Sportler öffentlichkeitswirksam auf das 
Sponsoring und auf die Dienstleistungen der Gemein-
schaftspraxis hingewiesen haben. 

 Unbeachtlich war, dass auf der Internetseite, auf die die 
beiden Sportler hingewiesen haben, vorrangig die Tätig-
keit der beiden Ärzte K und H dargestellt wurde und nicht 
die Tätigkeit der Gemeinschaftspraxis. Bei einer freiberuf-
lichen Tätigkeit kommt es nämlich vorrangig auf den ein-
zelnen Berufsträger an und nicht auf die Personengesell-
schaft. 

 Für eine private Mitveranlassung fehlten Anhaltspunkte. 
Aus einer Sportbegeisterung der beiden Ärzte ergibt sich 

jedenfalls noch keine private Veranlassung für das Spon-
soring. 

 Die Höhe der Sponsoringaufwendungen von ca. 
100.000 € jährlich war nicht zu beanstanden. Denn im-
merhin hat die Gemeinschaftspraxis jährliche Einnahmen 
von ca. 946.000 € erzielt. 

Hinweis: Im Streitfall war das Abzugsverbot für unange-
messene Betriebsausgaben nicht anwendbar. Das Ab-
zugsverbot greift nur dann, wenn die Betriebsausgaben 
unangemessen hoch sind und die private Lebensführung 
des Unternehmers berühren. Ein Bezug zur privaten Le-
bensführung war beim vorliegenden Sponsoring nicht er-
kennbar. Dies kann anders zu beurteilen sein, z. B., wenn 
der Sponsor einen Verein fördert, in dem er selbst spielt, 
oder wenn er einen Angehörigen durch sein Sponsoring 
unterstützt. 

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 

Kosten für Corona-Tests 

Übernimmt der Arbeitgeber die Kosten von Covid-19-Tests 
(PCR- und Antikörper-Tests), wird es von der Finanzver-
waltung nicht beanstandet, von einem ganz überwiegend 
eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers auszugehen. 
Die Kostenübernahme ist damit kein Arbeitslohn. Dies hat 
das Bundesfinanzministerium (BMF) kürzlich klargestellt. 

Zahlung von Verwarnungsgeldern als 
Arbeitslohn 

Zahlt der Arbeitgeber Verwarnungsgelder, die gegen ihn 
als Fahrzeughalter festgesetzt werden, weil seine Fahrer 
falsch geparkt haben, führt die Zahlung zwar nicht zu Ar-
beitslohn. Denn der Arbeitgeber tilgt eine eigene Schuld. 
Allerdings kann der anschließende Verzicht auf einen 
Rückgriff gegen die Arbeitnehmer zu Arbeitslohn bei den 
Fahrern führen. 

Hintergrund: Zum Arbeitslohn gehört nicht nur das laufen-
de Gehalt, sondern auch weitere Vorteile, die der Arbeitge-
ber seinen Arbeitnehmern als Gegenleistung für deren 
Arbeitsleistung gewährt. 

Sachverhalt: Die Klägerin betreibt einen Paketdienst und 
beschäftigt Fahrer. Soweit die Klägerin keine Ausnahme-
genehmigungen zum Parken in Halteverbotszonen erhalten 
hatte, nahm sie es in Kauf, dass ihre Fahrer im Halteverbot 
parkten, um die Pakete auszuliefern. Die Fahrer waren 
nach Angaben der Klägerin angewiesen, sich grundsätzlich 
an die Verkehrsregeln zu halten. Wurden bei Verstößen 
gegen die Straßenverkehrsordnung Verwarnungsgelder 
gegen die Klägerin als Fahrzeughalterin festgesetzt, zahlte 
sie diese. Das Finanzamt sah hierin lohnsteuerpflichtigen 
Arbeitslohn und nahm die Klägerin für die Lohnsteuer in 
Anspruch. 

Entscheidung: Auf die hiergegen gerichtete Klage verwies 
der Bundesfinanzhof (BFH) die Sache zur weiteren Prüfung 
an das Finanzgericht (FG) zurück: 

 Die Zahlung der Verwarnungsgelder selbst führt nicht zu 
Arbeitslohn. Denn die Verwarnungsgelder wurden gegen 
die Klägerin als Fahrzeughalterin festgesetzt, so dass die 
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Klägerin eine eigene Schuld beglich, nicht aber eine 
Schuld ihrer Fahrer. 

 Zu Arbeitslohn könnte es aber dadurch gekommen sein, 
dass die Klägerin eine realisierbare Forderung in Gestalt 
eines Rückgriffs- oder Schadensersatzanspruchs gegen 
ihre Fahrer hatte und diese Forderung erlassen hat. Im-
merhin hat die Klägerin behauptet, dass sie ihre Fahrer 
angewiesen habe, sich an die Verkehrsregeln zu halten. 

 Das FG muss nun aufklären, ob es einen derartigen ver-
traglichen Regressanspruch oder einen gesetzlichen 
Schadensersatzanspruch der Klägerin gab und ob sie auf 
diesen verzichtet hat. Der Arbeitslohn wäre dann in dem 
Zeitpunkt zugeflossen, in dem die Klägerin zu erkennen 
gegeben hat, dass sie keinen Rückgriff nehmen wird. 

Hinweise: Bei einem Verzicht auf einen realisierbaren 
Rückgriffs- bzw. Schadensersatzanspruch wäre steuer-
pflichtiger Arbeitslohn auch dann anzunehmen, wenn es im 
überwiegend eigenbetrieblichen Interesse der Klägerin 
gelegen hätte, dass die Halteverbotszonen missachtet 
werden, um die Pakete schnellstmöglich ausliefern zu kön-
nen. Ein überwiegend eigenbetriebliches Interesse des 
Arbeitgebers würde lohnsteuerlich nicht anerkannt werden, 
weil anderenfalls das rechtswidrige Tun der Arbeitnehmer 
steuerlich gebilligt werden würde. 

Wären die Verwarnungsgelder gegen die Fahrer festge-
setzt worden und hätte die Klägerin die Verwarnungsgelder 
bezahlt, hätte dies zu Arbeitslohn geführt, weil die Klägerin 
dann eine Schuld der Arbeitnehmer beglichen hätte. 

Alle Steuerzahler 

Verlängerung der Steuererklärungsfristen 
und der zinsfreien Karenzzeit 

Mit Zustimmung des Bundesrates am 12.2.2021 wird die 
Abgabefrist für die Steuererklärungen 2019, die durch ei-
nen Steuerberater erstellt werden, vom 28.2.2021 auf den 
31.8.2021 verlängert. Zudem wird der Beginn des Verzin-
sungszeitraums für 2019 vom 1.4.2021 auf den 1.10.2021 
verschoben. 

Hintergrund: An sich müssen Steuerpflichtige, die ihre 
Steuererklärung durch einen Steuerberater oder anderen 
Angehörigen der steuerberatenden Berufe erstellen lassen, 
ihre Steuererklärung 2019 bis zum 28.2.2021 abgeben. 
Kommt es für 2019 zu einer Nachzahlung oder Erstattung, 
wird der Nachzahlungs- bzw. Erstattungsbetrag ab dem 
1.4.2021 verzinst. 

Im Einzelnen: 

 Der bisherige Abgabetermin für steuerlich vertretene 
Steuerpflichtige wird vom 28.2.2021 auf den 31.8.2021 
verschoben. Grund hierfür ist die Überlastung der Steuer-
berater aufgrund der Mitwirkung bei den Anträgen auf 
Bewilligung von Corona-Hilfen. 

 Außerdem wird der Verzinsungszeitraum für Nachzahlun-
gen und Erstattungen für 2019, der an sich am 1.4.2021 
beginnt, ebenfalls um ein halbes Jahr auf den 1.10.2021 
verschoben. 

Hinweise: Die Verschiebung des Verzinsungszeitraums ist 
für Steuerpflichtige, die eine Erstattung erwarten, nachtei-
lig, für Steuerpflichtige, die nachzahlen müssen, vorteilhaft. 

Wichtige Regelungen des JStG 2020 

Ende des Jahres wurde das sog. Jahressteuergesetz 2020 
verkündet. Anbei einige wichtige Regelungen im Überblick: 

Einführung einer Home-Office-Pauschale 

Mit der Home-Office-Pauschale als Teil des Arbeitnehmer-
Pauschbetrags wird für die Jahre 2020 und 2021 eine 
steuerliche Berücksichtigung der Heimarbeit ermöglicht. 
Die Neuregelung sieht einen pauschalen Abzug von 
5 €/Tag, maximal 600 € im Jahr als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten vor. Die Pauschale wird nur für die Tage 
gewährt, an denen ausschließlich zu Hause gearbeitet 
wurde. Fahrtkosten (z. B. die Entfernungspauschale) sind 
für diese Tage grundsätzlich nicht abziehbar. Aufwendun-
gen für eine Jahreskarte für öffentliche Verkehrsmittel sind 
unabhängig davon abziehbar, wenn diese in Erwartung der 
Benutzung für den Weg zur Arbeit erworben wurde. 

Hinweis: Die Home-Office-Pauschale wird auf den Wer-
bungskostenpauschbetrag (derzeit 1.000 €) angerechnet, 
also nicht zusätzlich gewährt. 

Verlängerung der befristeten Steuerbefreiung von Arbeit-

geberzuschüssen zum Kurzarbeitergeld 

Die im letzten Jahr eingeführte begrenzte und befristete 
Steuerbefreiung der Zuschüsse des Arbeitgebers zum 
Kurzarbeitergeld und zum Saison-Kurzarbeitergeld wird um 
ein Jahr verlängert. Die Steuerfreiheit gilt damit für Lohn-
zahlungszeiträume, die nach dem 29.2.2020 beginnen und 
vor dem 1.1.2022 enden. 

Aufhebung der befristeten Erhöhung des Entlastungsbe-

trags für Alleinerziehende 

Mit dem „Zweiten Corona-Steuerhilfegesetz“ wurde der 
Entlastungsbetrag für Alleinerziehende für die Jahre 2020 
und 2021 mit der Anhebung auf 4.008 € gut verdoppelt. Die 
Befristung für die Jahre 2020 und 2021 wird aufgehoben, 
sodass die Erhöhung dauerhaft ab dem Jahr 2022 gilt. 

Günstig vermieteter Wohnraum 

Bei der verbilligten Vermietung einer Wohnung zu weniger 
als 66 % der ortsüblichen Miete können Vermieter die auf 
diesen – entgeltlichen – Anteil entfallenden Werbungskos-
ten von den Mieteinnahmen abziehen.  

Zum 1.1.2021 wird die Grenze für die generelle Aufteilung 
der Wohnraumüberlassung in einen entgeltlich und in einen 
unentgeltlich vermieteten Teil auf 50 % der ortsüblichen 
Miete herabgesetzt. Damit können vor allem Vermieter, die 
im Interesse des Fortbestands ihrer oft langjährigen Miet-
verhältnisse davon Abstand nehmen, regelmäßige Mieter-
höhungen vorzunehmen, auch bei verbilligter Wohnraum-
überlassung mit Einkünfteerzielungsabsicht von ihren 
Mieteinnahmen vollumfänglich ihre Werbungskosten abzie-
hen, wenn das Entgelt mindestens 50 % der ortsüblichen 
Miete beträgt. 

Hinweis: Für den Grenzbereich zwischen 50 und 66 % der 
ortsüblichen Miete gibt es gesonderte Regelungen, welche 
die Prüfung einer Totalüberschussprognose betreffen. 
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Anhebung der Freigrenze für Sachbezüge ab 2022 

Die Freigrenze für Sachbezüge wird ab dem nächsten Jahr 
(1.1.2022) von 44 € auf 50 € angehoben. 

Neue einheitliche Gewinngrenze und Verbesserungen für 

Investitionsabzugsbeträge 

Mit Investitionsabzugsbeträgen können unter bestimmten 
Voraussetzungen Abschreibungen für künftige Investitionen 
in bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens in 
ein vor dem Anschaffungs- oder Herstellungszeitpunkt 
liegendes Wirtschaftsjahr vorgezogen werden. So wird in 
dem betreffenden Jahr die Steuerbelastung gemindert. Die 
bislang maßgebenden unterschiedlichen Betriebsgrößen-
grenzen als Voraussetzung für die Inanspruchnahme von 
Investitionsabzugsbeträgen werden durch eine für alle 
Einkunftsarten geltende Gewinngrenze von 200.000 € 
ersetzt. Die neue einheitliche Gewinngrenze gilt auch für 
die Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen zur För-
derung kleiner und mittlerer Betriebe. Ferner werden die 
begünstigten Investitionskosten von 40 % auf 50 % erhöht. 
Zudem können künftig Investitionsabzugsbeträge und Son-
derabschreibungen auch für vermietete begünstigte Wirt-
schaftsgüter uneingeschränkt in Anspruch genommen 
werden. Die Änderungen gelten rückwirkend ab dem VZ 
2020. 

Steuerermäßigung für haushaltsnahe 
Dienstleistungen/Handwerkerleistungen 

Die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen 
wird nicht für die Reinigung der Fahrbahn der öffentlichen 
Straße vor dem Haus gewährt. Außerdem wird die Steuer-
ermäßigung für Handwerkerleistungen im eigenen Haushalt 
nicht gewährt, soweit die Reparatur nicht im Haushalt des 
Steuerpflichtigen, sondern in der Werkstatt des Handwer-
kers durchführt wird. 

Hintergrund: Für haushaltsnahe Dienstleistungen und für 
Handwerkerleistungen im eigenen Haushalt wird eine 
Steuerermäßigung von 20 % der Arbeitskosten gewährt. 
Diese Ermäßigung wird also direkt von der Steuer abgezo-
gen. Der maximale Abzugsbetrag beläuft sich auf 4.000 € 
bei haushaltsnahen Dienstleistungen und auf 1.200 € bei 
Handwerkerleistungen. 

Sachverhalt: Der Kläger zahlte im Streitjahr ca. 100 € für 
die öffentliche Straßenreinigung. Außerdem ließ er sein 
Hoftor durch einen Handwerker reparieren, der die Repara-
tur in seiner Werkstatt durchführte und danach das Tor 
wieder auf dem Grundstück des Klägers einbaute. Die 
Lohnkosten betrugen ca. 980 €. Der Kläger machte für 
beide Posten jeweils 20 % als haushaltsnahe Dienstleis-
tungen bzw. Handwerkerleistungen geltend. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) verwies die 
Sache zur weiteren Prüfung an das Finanzgericht zurück: 

 Die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistun-
gen setzt voraus, dass die Dienstleistung im Haushalt 
des Steuerpflichtigen erbracht wird. Hierzu können auch 
Dienstleistungen gehören, die außerhalb der Grund-
stücksgrenze erbracht werden, sofern ein räumlicher Zu-
sammenhang zum Haushalt besteht und die Tätigkeit üb-
licherweise von einem Mitglied des Haushalts erbracht 

wird, z. B. die Reinigung des Gehwegs vor dem Grund-
stück des Steuerpflichtigen. 

 Die Reinigung der Fahrbahn vor dem Grundstück wird 
üblicherweise nicht von Mitgliedern des Haushalts er-
bracht. Zudem fehlt es bei der Fahrbahn am räumlich-
funktionalen Zusammenhang zum Haushalt; dieser Zu-
sammenhang endet an der Bordsteinkante des öffentli-
chen Gehwegs vor dem selbstgenutzten Haus. 

 Das FG muss nun ermitteln, ob in dem Betrag von 100 € 
auch ein Anteil für die Reinigung des öffentlichen Geh-
wegs enthalten war; dieser Anteil wäre – anders als der 
Anteil für die Reinigung der Fahrbahn – steuerbegünstigt. 

 Die Reparatur des Hoftores ist grundsätzlich nicht steuer-
begünstigt, da die Reparatur nicht im Haushalt des Klä-
gers durchgeführt worden ist, sondern in der Werkstatt 
des Handwerkers. Es fehlt damit an dem räumlichen Zu-
sammenhang zum Haushalt, so dass lediglich ein funktio-
naler Zusammenhang besteht. Es genügt nicht, dass die 
Leistung teilweise im Haushalt des Steuerpflichtigen oder 
für den Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht wird. Fer-
ner kommt es nicht darauf an, ob der Leistungserfolg im 
Haushalt des Steuerpflichtigen eintritt oder ob die Hand-
werkerleistung auch im Haushalt des Steuerpflichtigen 
hätte durchgeführt werden können. 

 Soweit die Handwerkerleistung auf dem Grundstück des 
Steuerpflichtigen erbracht worden ist, z. B. der Einbau und 
Ausbau des Tores, kommt eine anteilige Steuerermäßi-
gung in Betracht. Das FG muss den entsprechenden An-
teil nun ermitteln. 

Hinweise: Bei Handwerkerleistungen ist nicht der gesamte 
Rechnungsbetrag begünstigt, sondern nur der auf die Ar-
beitskosten entfallende Anteil. Die Steuerermäßigung wird 
also nicht für Ersatzteile oder das Material gewährt. 

Ob ein räumlicher Zusammenhang mit dem Haushalt des 
Steuerpflichtigen besteht, ist durchaus eine Wertungsfrage. 
So hat der BFH in der Vergangenheit z. B. die Steuerer-
mäßigung für die Kosten eines Notrufsystems in einer Se-
niorenresidenz gewährt, weil dieses System zu einer Hilfe-
leistung im Haushalt führen sollte. Unschädlich war, dass 
der Sanitätsdienst, der im Notfall tätig werden sollte, au-
ßerhalb der Residenz und damit außerhalb des Haushalts 
des Altenwohnheimbewohners belegen war. 

 GEHALTSTIPP 

Corona-Bonus bis 30.6.2021 verlängert 

Die Möglichkeit zur steuerfreien Auszahlung eines Corona-
Bonus i.H. von bis zu 1.500 € – zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn – wird bis zum 30.6.2021 verlän-
gert. Weil die steuerfreie Auszahlung zunächst vom 
1.3.2020 bis zum 31.12.2020 befristet war, wäre beispiels-
weise ein erst im ersten Halbjahr 2021 ausgezahlter 
Corona-Bonus nicht mehr steuerbegünstigt gewesen. 

Hinweis: Die Ausdehnung des Zeitraums führt nicht dazu, 
dass im ersten Halbjahr 2021 nochmals 1.500 € steuerfrei 
ausgezahlt werden können. 

 


